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Vorbemerkung 

Das vorliegende Einheitliche Programmplanungsdokument legt die geplanten 
Interventionen des Europäischen Sozialfonds im Rahmen des Zieles 4 der 
Verordnung 2084/93 in Österreich dar. 

Die dargestellten Schwerpunkte der Interventionen und die Maßnahmen, 
deren Kofinanzierung aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds vorgeschla-
gen wird, beziehen sich entsprechend den Zielsetzungen der Verordnung auf 
das gesamte österreichische Staatsgebiet außerhalb des Ziel-1-Fördergebie-
tes Burgenland, wobei regionale Unterschiede in den vorhandenen Strukturen 
sowie in den spezifischen Anforderungen bei der Planerstellung berücksichtigt 
wurden. Die Planungsperiode umfaßt den Zeitraum 1995 bis 1999. Nach den 
ersten beiden Jahren der Programmlaufzeit soll eine Evaluierung und Diskus-
sion der einzelnen Maßnahmenschwerpunkte durchgeführt werden, um gege-
benenfalls Ergänzungen oder Veränderungen vorzunehmen oder weitere 
Maßnahmen zu entwickeln. 

Angesichts der Dynamik des Prozesses struktureller Veränderungen am Ar-
beitsmarkt soll in der Arbeitsmarktpolitik neben der bisherigen Konzentration 
der Maßnahmen wie auch der Mittel auf Arbeitslose und hier insbesondere auf 
Problemgruppen des Arbeitsmarktes ein neuer Schwerpunkt der „strategi-
schen" Arbeitsmarktpolitik gesetzt werden. 

Die generelle Zielsetzung dieses Ansatzes ist keinesfalls die Bekämpfung 
des Strukturwandels, sondern vielmehr seine Unterstützung durch ein recht-
zeitiges Erkennen und Analysieren von Problemen und Chancen, durch die 
Entwicklung und die Förderung von den neuen Anforderungen gerechten 
Qualifikationsmaßnahmen aber auch durch die Entwicklung neuer Qualifika-
tionsstrukturen und -modelle. 

Durch die präventive Sicherung von Arbeitsplätzen der von Arbeitslosigkeit 
bedrohten Arbeitnehmer soll sowohl die Notwendigkeit des Einsatzes von — im 
allgemeinen wesentlich schwierigeren und damit auch kostenaufwendigeren — 
kurativen Maßnahmen verringert als auch ein Beitrag zur Entwicklung des Hu-
mankapitals der Unternehmen (insbesondere kleiner und mittlerer Unterneh-
men) geleistet werden. Neben die Förderung der Beschäftigung durch Un-
terstützung der Arbeitnehmer tritt somit die Stärkung der Humanressour-
cen als wesentlicher Faktor der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
als zweite Zielsetzung. 

Die gemeinsamen Interventionen der österreichischen Arbeitsmarktpolitik 
und des Europäischen Sozialfonds im Rahmen von Ziel 4 sollen dabei auf die 
folgenden Schwerpunkte konzentriert werden: 



Antizipation von Arbeitsmarkttrends und Qualifikationsanforderungen 
Berufliche Bildung 

Verbesserung und Entwicklung der Ausbildungssysteme 
Technische Hilfe 

Die Finanzierung der dargestellten Maßnahmen soll gemeinsam durch öster-
reichische nationale Finanzmittel — primär zweckgebundene Mittel der Ar-
beitsmarktförderung des Arbeitsmarktservice — private Finanzmittel und durch 
den Europäischen Sozialfonds erfolgen. 

Die Erstellung des Dokumentes erfolgte durch das für Angelegenheiten des 
Europäischen Sozialfonds in Österreich zuständige Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales unter wesentlicher Mitwirkung der regionalen und lokalen 
Dienststellen des Arbeitsmarktservice. Die Einbindung der Sozialpartner er-
folgte unmittelbar in den paritätisch mit Vertretern der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer besetzten Entscheidungsgremien des Arbeitsmarktservice und durch 
die Vorlage des Dokumentes zur Stellungnahme an die Interessenvertreter auf 
Bundesebene. Projektträger bzw. -organisatoren wurden, wie es im Sinne der 
arbeitsmarktpolitischen Planung erforderlich war, in die Vorbereitungen einge-
bunden und über die Möglichkeiten des Europäischen Sozialfonds informiert. 

Das vorliegende Dokument wurde, soweit nicht anders angemerkt, auf Ba-
sis der Daten des Jahres 1993 erstellt. Soweit im vorliegenden Dokument per-
sonenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, be-
ziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. 
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Teil 1 

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Die Entwicklung des Arbeitsmarktes 

Prognose der Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung 

Organisation und Schwerpunkte der Arbeitsmarktpolitik 
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1. Wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen 

Ausgehend von der Rezession in Europa und den Währungsabwertungen et-
licher europäischer Länder (Großbritannien, Italien, skandinavische Länder) 
mußte auch Österreich 1993 einen Rückgang wirtschaftlicher Aktivitäten ver-
zeichnen. Nach einem 1992 bereits deutlich abgeschwächten Wachstum 
(BIP: + 1,6 %) mußte 1993 eine Rezession verzeichnet werden, die jedoch mit 
— 0,3 % im internationalen Vergleich eher schwach ausfiel. Nach einem relativ 
starken Einbruch im 1. Quartal (— 1,1 °/(D) war bereits im 4. Quartal wieder ein 
Zuwachs festzustellen (+ 0,8 %). Die österreichische Entwicklung entspricht 
damit exakt dem Durchschnitt der europäischen OECD-Länder. 

Die internationale Rezession wirkte sich in Österreich insbesondere auf den 
Export, den Tourismus und die Investitionsbereitschaft der Unternehmen ne-
gativ aus. Der Rückgang der Exporte ist vor allem darauf zurückzuführen, daß 
im Gefolge der internationalen Nachfrageschwäche und der Währungs-
abwertungen etlicher europäischer Länder die Warenexporte gegenüber 1992 
(+ 2,1 °/0) einen deutlichen Einbruch erlebten (— 3,8 °/0), und zwar insbesonde-
re jene in die BRD (Krise der deutschen Autoindustrie). 

Aber auch im Reiseverkehr verstärkten sich gegenüber 1992 (-0,7 %) die 
negativen Tendenzen (— 3,0 %); wobei es neben einer generell ungünstigen 
Sommersaison auch Einbußen im Städtetourismus gab. 

Sinkende Absatzerwartungen und Überkapazitäten bewirkten darüber-
hinaus gegenüber 1992 (+ 2,7%) einen deutlichen Rückgang der gesamtwirt-
schaftlichen Investitionstätigkeiten (— 2,0 %), wobei vor allem die konjunktur-
sensiblen Ausrüstungsinvestitionen weiter abnahmen (— 6,1 %). 

Die schwache Auslandsnachfrage hatte eine spürbare Senkung der Indu-
strieproduktion zur Folge (— 3,0 %), die ihren Tiefststand im 1. Quartal erreich-
te (— 5,1 %). Die Entwicklung verlief allerdings branchenspezifisch insofern 
ziemlich unterschiedlich, als der Grundstoff- und Investitionsgüterbereich 
recht ungünstige Ergebnisse aufwies, die Bauindustrie, die baunahen Industrie-
branchen und die Konsumgütererzeugung jedoch relativ günstige Resultate 
erzielten. 

Hauptstützen der Konjunktur waren der öffentliche und private Konsum und 
die Bauleistungen. Dabei wirkte v.a. das im Februar 1993 beschlossene Re-
gierungsprogramm zur Konjunkturstabilisierung einkommenssichernd, brach-
te die Bautätigkeit wieder in Schwung (öffentliche Aufträge, Wohnbauförder-
programme) und verhinderte damit einen Rückgang der Bauinvestitionen. 
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Der gegenüber 1992 deutlich schwächere private Konsum (+ 0,8 %) stützte 
sich unter anderem auf die Auflösung von Ersparnissen bzw. einen Rückgang 
der Sparquote (11,5 c'/0) und betraf vor allem Ausgaben im Dienstleistungs-
bereich und Handel (Auslandsreisen, Möbel, Hausrat u.a.). Konsumdämpfend 
hingegen wirkten die deutlich schwächer gestiegenen Bruttoverdienste je Ar-
beitnehmer (+ 4,7 %) bzw. die damit verbundene Stagnation der Realeinkom-
men (netto: + 0,0 %). 

Die Rezession dämpfte darüberhinaus das gesamtwirtschaftliche Produk-
tivitätswachstum (BIP je Erwerbstätigen: + 0,2 %), während die Industrie be-
reits wieder stärkere Produktivitätszuwächse verzeichnete (je Industriebe-
schäftigten: + 4,0 %). Die Lohnstückkosten in der Industrie wuchsen daher 
deutlich gebremst (+ 0,3 %). Dies bewirkte, daß sich die relative Arbeits-
kostenposition Österreichs gegenüber dem Durchschnitt der Handelspartner 
nur mehr geringfügig verschlechterte, gegenüber der BRD jedoch weiterhin 
verbesserte. 

Tabelle 1: Wirtschaftsentwicklung 1992/93 

Kenngrößen 

Veränderung zum 

1992 

Vorjahr (%) 

1993 

Bruttoinlandsprodukt real + 1,6 -0,3 

Privater Konsum real + 1,8 + 0,8 
Dauerhafte Konsumgüter real + 5,0 -3,4 

Brutto-Anlageinvestitionen real + 2,7 -2,0 
Ausrüstungen netto' -0,9 -6,1 
Bauten netto' + 5,5 + 0,8 

Exporte i.w.S. real + 2,8 -1,7 
Warenexporte real2  + 2,1 -3,8 
Reiseverkehr real3  -0,7 -3,0 

Industrieproduktion4  -0,1 -3,0 

Arbeitsproduktivität 
(BIP je Erwerbstätigen) +1,1 + 0,2 

Relative Arbeitskosten gegenüber 
den Handelspartnern5  + 1,1 + 0,5 

1  ohne Mehrwertsteuer 
2  laut Außenhandelsstatistik 
3  WIFO-Definition, Schillingnotenan- und -verkaufe sowie Gastarbeitertransfers (Ein- und Ausgänge) berücksichtigt 
4  reale Wertschöpfung 
5  in einheitlicher Währung; Minus bedeutet Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
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2. Die Entwicklung des Arbeitsmarktes 

2.1 Bevölkerungsentwicklung 

Die Einwohnerzahl Österreichs betrug im Jahr 1993 7.991,500 Personen; 
gegenüber 1992 war dies eine Zunahme um 77.700. Ein Viertel der Zunahme 
resultiert aus einer positiven Geburtenbilanz, drei Viertel aus einem positiven 
Au ßenwanderungssaldo. 

Mit 689.600 Einwohnern mit ausländischer Staatszugehörigkeit ergibt sich 
ein Ausländeranteil von 8,6 % an der gesamten Wohnbevölkerung. Der über-
wiegende Teil der ausländischen Wohnbevölkerung stammte aus den Nach-
folgestaaten Jugoslawiens (305.500) und aus der Türkei (139.800). 

2.2 Erwerbsbevölkerung 

Die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (Männer: 15-65, Frauen: 15-60) 
umfaßte 1993 5,112.400 Personen, das entspricht einer Zunahme gegenüber 
1992 um 20.700 (oder + 0,4 %). Während dabei die Zahl der Jugendlichen 
(15-25) aufgrund der demographischen Entwicklung um über 36.000 zurück-
ging, kam es bei den 25-40jährigen (der „Baby-boom-Generation") zu einem 
Anstieg um nahezu 40.000 Personen. 

Mit der steigenden Wohnbevölkerung im erwerbsfähigen Alter stieg auch 
die Zahl der Erwerbspersonen, d.h. der in den Arbeitsprozeß als Selbständi-
ge, mithelfende Angehörige, Unselbständige oder Arbeitslose integrierten 
Personen auf 3,683.300 (+ 0,6 %). 

Wie die Entwicklung der Jahre 1988 bis 1993 zeigt, ist der Zuwachs der 
Erwerbsbeteiligung deutlich von konjunkturellen Einflüssen abhängig. Die 
Rezession 1993 brachte zwar keinen Rückgang der Erwerbsquote, die Zu-
nahme betrug aber bloß einen Zehntelprozentpunkt (gegenüber + 0,6- bis 
+ 0,8 %-Punkte in den Vorjahren). Die allgemeine Erwerbsquote der 15-65jäh-
rigen Männer sowie der 15-60jährigen Frauen belief sich damit im Jahre 1993 
auf 71,5 °/0. 

Die geschlechtsspezifische Entwicklung der Erwerbsquote verläuft 
sehr unterschiedlich. Während der Trend der Erwerbsbeteiligung der Frauen 
kontinuierlich nach oben zeigt (1983: 57,1 %, 1993: 63,5 %), kann bei den 
Männern längerfristig von einer Stagnation bis leichten Abnahme gesprochen 
werden. 
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Die weibliche Erwerbsquote nahm von 1992 auf 1993 nochmals um 0,2%-
Punkte auf 63,5 % zu, jene der Männer hingegen um einen Zehntelprozent-
punkt ab und betrug 1993 78,8%. 

Graphik 1: 

2.3 Stagnierende Beschäftigungsentwicklung 

Das Angebot an unselbständigen Arbeitskräften stieg 1993 um 28.300 
oder 0,9 % auf den neuen historischen Höchstwert von 3,277.200 an, der Zu-
wachs war jedoch deutlich schwächer als in den letzten Jahren. Ferner fiel der 
Anstieg bei den Männern spürbar niedriger aus (+ 8.800) als bei den Frauen 
(+ 19.400), wobei hier allerdings auch die Ausweitung des Karenzurlaubes 
(Einführung des 2. Karenzjahres) berücksichtigt werden muß. 

Das ausländische Arbeitskräfteangebot (304.600) wuchs etwas schwächer 
als im Vorjahr, d.h., daß immerhin 31 clo des Gesamtzuwachses von Auslän-
dern getragen wurden. Zuwächse gab es v.a. bei den Bürgern des ehem. 
Jugoslawien und der früheren Tschechoslowakei. 

1993 gab es in Österreich durchschnittlich 3,054.900 unselbständig Be-
schäftigte davon waren 1,756.200 (57,5 %) Männer, 1,298.700 (42,5 °/0) Frau-
en sowie 2,777.400 (90,9 %) Inländer und 277.500 Ausländer. Der Anteil der 
Ausländer an allen Beschäftigten betrug somit 9,1 `)/0. 

Im Vorjahresvergleich kam es 1993 damit zu einer Stagnation des Be-
schäftigungswachstums. Der Konjunktureinbruch betraf zunächst vor allem 
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Tabelle 2: Arbeitskräfteangebot 

Geschlecht insgesamt 
Unselbständig 

Inländer 
Beschäftigte 

Ausländer 
Veränd. z. Vorjahr 
absolut 

insg. 
relativ 

männlich 1,756.234 1,572.114 184.120 —10.635 —0,6 
weiblich 1,298.676 1,205.286 93.390 + 9.735 + 0,8 

insgesamt 3,054.910 2,777.400 277.511 — 900 —0,0 

den männerdominierten Produktionsbereich, sodaß die Beschäftigung der 
Männer deutlich abnahm, während jene der Frauen nach wie vor wuchs (hier 
ist allerdings wiederum die im Gefolge der Einführung des 2. Karenzjahres ge-
stiegene Zahl der in der Gesamtbeschäftigung enthaltenen Karenzurlaubs-
geldbezieherinnen zu berücksichtigen). 

Hinter der Stagnation der Gesamtbeschäftigung verbirgt sich eine gegenläu-
fige Entwicklung bei In- und Ausländern. Innerhalb des Jahres verschlechterte 
sich bei den Inländern (und hier hauptsächlich nur bei Männern) die Beschäf-
tigungssituation deutlich, während die Ausländerbeschäftigung sogar leicht be-
schleunigt anwuchs. 

Betrachtet man die längerfristige Entwicklung der Beschäftigung, zeigt 
sich, daß die österreichische Wirtschaft im Zeitraum 1983 bis 1993 vor dem 
Hintergrund von insgesamt nahezu 300.000 neuen Arbeitsplätzen einen be-
deutenden Strukturwandel bewältigen mußte, der mit einer ebenso deutlichen 
Umschichtung der unselbständig Beschäftigten verbunden war. (Siehe Tabelle 3, 
Seite 16.) 

Während in der Land- und Forstwirtschaft und im Produktionsbereich ins-
gesamt nahezu 55.000 Arbeitsplätze verloren gingen, erhöhte sich die Zahl 
der im Dienstleistungsbereich Beschäftigten um 350.200 (+ 22,2 %). Waren im 
Juli 1983 noch 41,0 % im Sekundär- und 57,6 % im Tertiärbereich beschäftigt, 
so waren es zehn Jahre später nur mehr 35,4 % bzw. bereits 63,5 °/0. 

Die sektorale Dynamik betraf die Frauen stärker als die Männer. So gingen 
die Arbeitsplatzreduktionen im Produktionsbereich zum größten Teil zu Lasten 
der Frauen (83,9 %), aber auch die Zunahmen im Dienstleistungsbereich wur-
den zu immerhin 53,6 % von Frauen getragen. 

Von den Rückgängen im Produktionsbereich waren vor allem die Branchen 
Bekleidung, Metall, Textilien, Nahrungsmittel und Bergbau betroffen. Die 
Hauptursachen lagen zum einen im teilweise in diesen Branchen gegebenen 
höheren Rationalisierungspotential und zum anderen in Wettbewerbsproble-
men und generelleren Strukturproblemen bzw. -bereinigungen. Kräftige Be-
schäftigungszuwächse wies hingegen infolge der Förderungen des Woh-
nungsbaus und der öffentlichen Aufträge das Bauwesen auf. 
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Tabelle 3: Entwicklung der Beschäftigung 

Unselbständig 
Veränderung Juli 1983/93 

Wirtschafts- Beschäftigte absolut relativ 
sektoren Juli 1993 insgesamt männlich weiblich insgesamt 

Primärsektor 31.766 — 5.548 — 4.433 — 1.115 — 14,9 
Sekundärsektorl 1,075.605 — 49.324 — 7.953 — 41.371 — 4,4 
Tertiärsektor 1,930.074 + 350.241 + 162.578 + 187.663 + 22,2 

Sektorensumme 3,037.445 + 295.369 + 150.192 + 145.177 + 10,8 
insgesamt2  3,138.592 + 347.392 + 150.153 + 197.239 + 12,4 

1  einschließlich Energie- und Wasserversorgung 
2  inkl. Karenzurlaubsgeldbezieher und Präsenzdiener mit aufrechtem Beschäftigungsverhältnis 



Im Dienstleistungssektor gab es in nahezu allen Branchen Beschäftigungs-
zunahmen, wobei diese in den Bereichen Gebietskörperschaften/Sozialversi-
cherungen/Interessenvertretungen, Handel, Realitäten, Gesundheit/Fürsorge 
und Fremdenverkehr besonders hoch ausfielen. Neben dem steigenden Anteil 
des Handels und des Fremdenverkehrs kommt hierin die enorme beschäf-
tigungssichernde Funktion des öffentlichen Bereichs zum Ausdruck, in dem in 
den letzten 10 Jahren immerhin fast ein Viertel aller neuen Arbeitsplätze ge-
schaffen wurde. 

Auch die Beschäftigungsentwicklung 1993 spiegelt — vor dem Hinter-
grund der Rezession — im wesentlichen die obengenannten langfristigen Ver-
änderungen wider. (Siehe Tabelle 4, Seite 18.) 

Von den produktiv Beschäftigten (ohne Karenzurlaubsgeldbezieher und 
Präsenzdiener) waren 0,9 % (26.900) Unselbständige in der Land- und Forst-
wirtschaft, 35,2 % (1,041.000) in Industrie und Gewerbe und 63,9 % 
(1,887.900) im Dienstleistungsbereich tätig. 

Die dem langfristigen Trend entsprechenden Abnahmen im Produktions-
bereich konnten jedoch im Gegensatz zu 1992 durch die Zuwächse im Dienst-
leistungsbereich nicht mehr vollständig wettgemacht werden. Die Industrie 
hatte mit einem Beschäftigungsrückgang von 6,4 % (33.100 Personen) die 
stärksten Arbeitsplatzverluste seit 1975 zu verzeichnen. Der Rückgang im 
Produktionsbereich betraf darüberhinaus überwiegend Männer (57,7 %), 
während im Dienstleistungsbereich nach wie vor der größere Teil der neuge-
schaffenen Arbeitsplätze von Frauen besetzt (60,9 °/0) wurde. 

Von 1992 auf 1993 mußten alle Branchen des Produktionssektors mit Aus-
nahme des Bauwesens im Gefolge der Rezession Beschäftigungsrückgänge 
verzeichnen, die — dem langfristigen Trend entsprechend — in den folgenden 
Bereichen am stärksten ausfielen: 

Erzeugung und Verarbeitung von Metallen 
Bekleidung, Bettwaren, Schuhe 
Textilien, Textilwaren 
Chemikalien, Gummi, Erdöl 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabak 

18.100 
4.500 
4.200 
2.500 
2.400 

Im Metallbereich kommt vor allem die europäische Stahlkrise und die Krise der 
deutschen Autoindustrie zum Tragen, während im Textil- und Bekleidungsbe-
reich die Konkurrenz aus Ostasien und die Produktionsverlagerungen nach 
Osteuropa eine entscheidende Rolle spielen. Die Zahl der Beschäftigten im 
Bauweses steig trotz deutlich schwächer wachsender Bauinvestitionen nach 
wie vor leicht an (+ 2.300). 

Im Dienstleistungssektor wurden in den meisten Branchen neue Arbeits-
plätze geschaffen, wobei die größten Zuwächse ähnlich wie bei der mittel-
fristigen Dynamik — in folgenden Bereichen auftraten: 
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Tabelle 4: Beschäftigungsentwicklung 1993 

Wirtschafts- 
sektoren 

Unselbständig 
Beschäftigte 

Juli 1993 insgesamt 

Veränderung 

absolut 
männlich 

Juli 1983/93 

weiblich 
relativ 

insgesamt 

Primärsektor 26.884 — 894 — 653 — 241 — 3,2 
Sekundärsektorl 1,041.024 —35.749 —20.620 —15.128 — 3,3 
Tertiärsektor 1,887.933 + 28.783 + 11.267 + 17.515 + 1,5 

Produktiv 
Beschäftigte 2,955.841 — 7.860 —10.004 + 2.145 — 0,3 
Präsenzdiener2  14.957 — 694 — 694 0 — 4,4 
KUG-Bezieher2  84.112 + 7.654 + 64 + 7.590 + 10,0 

insgesamt 3,054.910 — 900 —10.635 + 9.735 — 0,0 

1  einschließlich Energie- und Wasserversorgung 
2  Präsenz-/Zivildiener und Karenzurlaubsgeldbezieher mit aufrechtem Beschäftigungsverhältnis 



Gebietskörperschaften, Sozialversicherungen, 
Interessenvertretungen + 17.700 
Gesundheits- und Fürsorgewesen + 6.800 
Realitäten; Rechts- und Wirtschaftsdienste + 3.800 
Beherbergungs- und Gaststättenwesen + 1.400 
Unterrichts- und Forschungswesen + 1.200 

Beschäftigungsückgänge gab es hingegen in den Bereichen Geld- und Kre-
ditwesen, im Versicherungsbereich sowie im Handel (insbes. Großhandel). 
Während im Handelsbereich vor allem der verstärkte Konkurrenzdruck den 
Beschäftigtenabbau bewirkte, war es im Bankenbereich die in den letzten Jah-
ren teilweise überzogene Filialpolitik und der verstärkte Einsatz von Selbst-
bedienungsautomaten. 

2.4 Arbeitslosigkeit 

In Folge der Rezession und der dadurch verursachten Stagnation der 
Gesamtbeschäftigung (bzw. dem Rückgang der produktiven Beschäfti-
gung) stieg die Zahl der Arbeitslosen 1993 drastisch an: Insgesamt waren 
rund 681.000 Personen (408.000 Männer, 272.000 Frauen) zumindest einmal 
von Arbeitslosigkeit betroffen, um knapp 54.000 mehr als im Jahr zuvor. Dies 
ist ein Anstieg, wie er etwa beim Beschäftigungseinbruch Anfang der achtziger 
Jahre zu beobachten war. Die Zahl der von Arbeitslosigkeit Betroffenen hat 
sich damit seit 1980, dem letzten „Vollbeschäftigungsjahr" beinahe verdrei-
facht. 

Die Ursachen für diese Entwicklung lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Die Rezession hatte (zunächst) primär den Produktionsbereich erfaßt, die 
Beschäftigungsverluste in diesem Sektor konnten durch den merklich ver-
langsamt expandierenden Dienstleistungsbereich nicht wettgemacht werden. 

Die erst zu Jahresmitte in Schwung gekommene Baukonjunktur sowie die 
nur mehr mäßige Expansion im Fremdenverkehr milderten im Unterschied 
zum Vorjahr kaum mehr die Wirkung rezessiver Impulse im Produktions-
bereich. 

Im Dienstleistungsbereich waren überdies in einzelnen Branchen Struk-
turanpassungseffekte zu beobachten: So waren bemerkenswerterweise im 
Handel und im Bankenbereich Beschäftigungsrückgänge zu verzeichnen (Ab-
bau struktureller Überkapazitäten im Handel, Korrektur der mittel- bis länger-
fristigen Expansionspolitik sowie der Kostenstruktur vor dem Hintergrund von 
Insolvenzen im Bankenbereich). 
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1993 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 

Insgesamt 
681.000 

Männer 
408.00 

Frauen 
272.000 

- 

---------- - 
-------- 

Die Entlastung des Arbeitsmarktes durch die Erweiterung der Karenz-
urlaubsbestimmungen (temporäre Abschöpfung des (aktuell auftretenden) 
weiblichen Arbeitskräfteangebotes) hatte noch 1992 die Konkurrenz um Ar-
beitsplätze nachhaltig entschärft. Dieser Effekt verlor etwa ab Mitte 1993 weit-
gehend an Gewicht. 

Vor dem skizzierten Hintergrund überrascht die geschlechtsspezifische 
Entwicklung 1993 keineswegs. Rückblickend betrachtet zeigt sich zunächst, 
daß im Zuge der Rezession Anfang der achtziger Jahre (verknüpft mit starken 
Beschäftigungsverlusten im Produktionsbereich) insbesondere bei den Män-
nern ein massiver Anstieg der Betroffenheit zu beobachten war, der Zuwachs 
verlagerte sich dann aber seit etwa Mitte der achtziger Jahre stärker zu den 
Frauen (bzw. auch generell zu den Dienstleistungsberufen) hin. Diese ungün-
stigere Entwicklung bei den Frauen wurde 1990/91 zunächst gestoppt und 
kehrte sich seit 1992 gewissermaßen wieder um. 

Graphik 2: 

Arbeitslose Personen (Betroffenheit) 
nach Geschlecht 1980 bis 1993* 
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1980- 1986 Hochrechnung auf Basis der Betroffenheit der Leistungsbezieher 

Quelle: IWS - ARBEITSLOS, OMAS 
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